
Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft

Lehrerinnen und Lehrer
in Integrationskursen
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Die uns von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten sind nur zur Erfüllung unserer satzungs-
gemäßen Aufgaben auf Datenträgern gespeichert und entsprechend den Bestimmungen des Bundesdaten-
schutzgesetzes geschützt.
Bitte senden Sie den ausgefüllten Antrag an den für Sie zuständigen Landesverband oder an den:

GEW Hauptvorstand
Postfach 90 04 09
60444 Frankfurt am Main

Vorname/Name

Straße/Nr.

Land (D für Deutschland), Postleitzahl/Ort

Geburtsdatum Nationalität Telefon

E-Mail

Bisher gewerkschaftlich organisiert bei von bis (Monat/Jahr)

Name/Ort der Bank

Kontonummer BLZ

Entgelt-/Besoldungsgruppe Stufe gilt ab Bruttoeinkommen € monatlich

Betrieb/Dienststelle Träger

Straße/Nr. des Betriebs/der Dienststelle Postleitzahl/Ort

Ort, Datum Unterschrift

Beschäftigungsverhältnis

o angestellt o Honorarkraft

o beamtet o teilzeitbeschäftigt mit Std./Woche

o in Rente o im Studium

o pensioniert o ABM

o Altersübergangsgeld o Vorbereitungsdienst/Berufspraktikum

o arbeitslos befristet bis

o beurlaubt ohne Bezüge o Sonstiges

Jedes Mitglied der GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu entrichten und seine Zahlungen
daraufhin regelmäßig zu überprüfen. Mit meiner Unterschrift auf diesem Antrag ermächtige ich die GEW
zugleich widerruflich, den von mir zu leistenden Mitgliedsbeitrag vierteljährlich von meinem Konto abzubuchen.

Ich mache mit!
Antrag auf Mitgliedschaft (Bitte in Druckschrift ausfüllen)

Vielen Dank!
Ihre GEW

"

Unsere Anschriften

GEW Baden-Württemberg
Silcherstr. 7, 70176 Stuttgart
Telefon 0711/21030-0
Fax 0711/21030-45/55
www.gew-bw.de,
info@gew-bw.de

GEW Bayern
Schwanthaler Str. 64, 80336 München
Telefon 089/544081-0
Fax 089/5389487
www.gew-bayern.de,
info@bayern.gew.de

GEW Berlin
Ahornstr. 5, 10787 Berlin
Telefon 030/219993-0
Fax 030/219993-50
www.gew-berlin.de,
info@gew-berlin.de

GEW Brandenburg
Alleestr. 6a, 14469 Potsdam
Tel. 0331/27184-0
Fax 0331/27184-30
www.gew-brandenburg.de,
info@gew-brandenburg.de

GEW Bremen
Löningstr. 35, 28195 Bremen
Telefon 0421/33764-0
Fax 0421/33764-30
www.gew-hb.de,
info@gew-hb.de

GEW Hamburg
Rothenbaumchaussee 15,
20148 Hamburg
Telefon 040/414633-0
Fax 040/440877
www.gew-hamburg.de,
info@gew-hamburg.de

GEW Hessen
Zimmerweg 12, 60325 Frankfurt
Telefon 069/971293-0
Fax 069/971293-93
www.gew-hessen.de,
info@gew-hessen.de

GEW Mecklenburg-Vorpommern
Lübecker Str. 265a, 19059 Schwerin
Telefon 0385/48527-0
Fax 0385/48527-24
www.gew-mv.de,
landesverband@mvp.gew.de

GEW Niedersachsen
Berliner Allee 16, 30175 Hannover
Telefon 0511/33804-0
Fax 0511/33804-46
www.gew-nds.de,
email@gew-nds.de

GEW Nordrhein-Westfalen
Nünningstr. 11, 45141 Essen
Telefon 0201/2940301
Fax 0201/29403 51
www.gew-nrw.de,
info@gew-nrw.de

GEW Rheinland-Pfalz
Neubrunnenstr. 8, 55116 Mainz
Telefon 06131/28988-0
Fax 06131/28988-80
www.gew-rheinland-pfalz.de,
gew@gew-rheinland-pfalz.de

GEW Saarland
Mainzer Str. 84, 66121 Saarbrücken
Telefon 0681/66830-0
Fax 0681/66830-17
www.gew-saarland.de,
sekretariat@gew-saarland.de

GEW Sachsen
Nonnenstr. 58, 04229 Leipzig
Telefon 0341/4947-404
Fax 0341/4947-406
www.gew-sachsen.de,
gew-sachsen@t-online.de

GEW Sachsen-Anhalt
Markgrafenstr. 6, 39114 Magdeburg
Telefon 03 91/73 554-0
Fax 03 91/7313405
www.gew-lsa.de,
info@gew-lsa.de

GEW Schleswig-Holstein
Legienstr. 22–24, 24103 Kiel
Telefon 04 31/55 42 20
Fax 04 31/554948
www.gew-sh.de,
info@gew-sh.de

GEW Thüringen
Heinrich-Mann-Straße 22
99096 Erfurt
Telefon 0361/59095-0
Fax 0361/59095-60
www.gew-thueringen.de,
info@gew-thueringen.de

GEW-Hauptvorstand
Reifenberger Straße 21
60489 Frankfurt
Telefon 069/78973-0
Fax 069/78973-102
www.gew.de,
info@gew.de

GEW-Hauptvorstand
Parlamentarisches
Verbindungsbüro Berlin
Wallstraße 65
10179 Berlin
Telefon 030/23501411-15
Fax 030/23501411-10
info@buero-berlin.gew.de

GEW-Mitglieder erhalten Beratung und Rechtsschutz durch
ihren Landesverband.

www.gew.de
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Rechtliche Grundlagen

Seit 1973 gibt es staatlich geförderte Sprachkurse für Zuwan-
derer ausländischer Herkunft. Die verschiedenen Förderungs-
modelle wurden nach Erlass des Zuwanderungsgesetzes ab
01.01.2005 durch die Einführung von so genannten Inte-
grationskursen abgelöst, die hauptsächlich Sprachförderung
beinhalten. Auf der einen Seite wurde damit erstmals ein
Rechtsanspruch auf Sprachförderung für Neuzuwanderer
rechtlich fixiert und der Kreis der Anspruchsberechtigten
ausgeweitet, bestehende Diskriminierungen wurden abge-
baut. Rund 220.000 Zuwanderer (Stand: 30.10.2006) haben
laut Evaluation durch das dänische Unternehmen Rambøll
im Auftrag des Bundesministerium des Inneren seitdem
einen Kurs begonnen, zwei Drittel der Berechtigten aller-
dings noch nicht.

Vieles schlechter

Durch das neue Konzept ist vieles schlechter geworden, das
hat die Rambøll-Studie bestätigt:
� Durch die gemäß der Integrationskursverordnung (IntV)

gewährten Mittel von 2,05 Euro je Teilnehmerstunde
wurde die Finanzierung der Sprachkurse einschneidend
verschlechtert.

� Das bisherige Garantiehonorar von 23,10 Euro wurde
ersatzlos gestrichen. Folge: Die Honorare sinken vieler-
orts unter das Existenzminimum. Ein großer Teil der
über 10.000 Lehrkräfte arbeitet unter unzumutbaren Be-
dingungen. Gleichzeitig wird die Mehrzahl der Lehrkräfte
mit kostenintensiven Nachschulungsforderungen kon-
frontiert bzw. ihr die Qualifikation zur ausgeübten Tätig-
keit abgesprochen.

� Die bisherige Förderungshöchstdauer wurde drastisch
reduziert und auf 600 Stunden für den Spracherwerb
beschränkt.

� Die Teilnehmerzahl wurde erhöht auf 25 pro Kurs. Fol-
ge: Team-Teaching sowie begleitende sozialpädagogische
Betreuung sind entfallen.

� Ein ausuferndes Kontrollregime soll zusammen mit
Teilnahmeverpflichtungen die Datenbasis für ein staat-
liches Sanktionierungswesen erstellen und führt bei den
Trägern zu einem kaum bewältigbaren bürokratischen
Mehraufwand.

Bringschuld

Der bisherigen Konzeption liegt ein Integrationsverständ-
nis zugrunde, das einseitig den Migrantinnen und Migranten
Defizite und eine Bringschuld gegenüber der deutschen
Gesellschaft unterstellt, die es bei geringfügig verbesserten
Konditionen mit verschärften Sanktionen einzufordern gel-
te. Gelungene Integration ist aber immer ein dialogischer
Prozess. Die Gesellschaft ist ebenso gefordert.

GEW-Forderungen zu den Integrationskursen

� Sofortige Erhöhung der Förderungshöchstdauer. Die
vorgeschlagenen 900 Stunden/Kurs können dabei nur
eine Richtgröße abgeben, für besondere Teilnehmer-
gruppen (Analphabeten/Langsamlerner/Jugendliche).
Ausweitung der Förderdauer bis auf 1200 Stunden.

� Beschränkung der Kursgröße auf maximal 18 Teilneh-
mer.

� Keine Eigenbeteiligung der Teilnehmer sowie umfassende
kostenfreie sozialpädagogische und Kinderbetreuung.

� An die Qualifikation der Lehrkräfte werden zu Recht
hohe Anforderungen gestellt. Ein Mindesthonorar, das
sich an diesem Qualitätsanforderungen orientiert, muss
Kriterium für die Trägerzulassung werden.
Die Höhe des Mindesthonorars sollte mindestens den
früher gezahlten 23,10 Euro entsprechen. Grundsätzlich
sollten Lehrkräfte in Integrationskursen langfristig gleich
bezahlt werden wie Lehrende in anderen Bereichen des
Bildungswesens. Außerdem muss die hälftige Übernah-
me der Sozialversicherung durch den Auftraggeber und
Übernahme der Fortbildungskosten inklusive Unterrichts-
ausfall durch das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) garantiert werden.

� Zusatzarbeiten müssen zusätzlich vergütet werden. Den
Trägern müssen die Kosten für unabdingbare Verwaltungs-
aufgaben durch das BAMF ersetzt werden. Institutionen
übergreifende Beratung ist zu gewährleisten und separat
zu fördern.

� Eine bessere finanzielle Ausstattung der Kursträger ist die
Voraussetzung für eine Verbesserung des Integrationsan-
gebotes. Der in der Integrationskursverordnung festge-
setzte Erstattungsbeitrag muss auf zunächst 3,00 Euro
pro Teilnehmer/in und Unterrichtsstunde angehoben
werden; durchgeführte Prüfungen müssen gesondert
bezahlt werden.

Lehrerinnen und Lehrer in Integrationskursen


